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Verkündet ‘ I'm N a m e n
_

d>e s_ .V o l k e 3

am 8° Juli 1959.
—

In Sachen

Beklagten und'Revision3klägeri■

gegen

Kläger und Revisionsbeklagten,

hat der 4° Senat des Bundessozialgerichts

auf die mündliche Verhandlung vom 8„ Juli 1953‚

an der mitgewirkt haben

Bundesrichter ' F e c h n e r
als Vorsitzender‚

‘
Bundesrichter Dr„ L a h-g k e.i t und

BUndesrichter Dr, D a p p r i 0 h
als weitere Berufsrichter,

Bundessozialrichter S o h l a g und

Bundessozialficht@r E u s t e r m a n n
‘ als ehrenamtliche Beisitzer?

für Recht erkan■t:

Die Revision der Beklagten gegen da 3 Urteil des
_Landessozialgerichts Rheinland—Pfalz in Mainz vom
12. Februar 1958 Wirdmit der? äaßgabe zurückgewie—
sen9 da B die Beklagte dem Kläger vom 1° Januar 1957
ab eine nach den Vorschriften zu B des 2 Abschnitts
des Artikels 2 ArVNG umzustellende lnvalidenrente
zu gewähren hat„

Die Beklag*L @ hat dem Kläger die außergerichtlichen
Kosten des Revis ionsverfahrens zu er stattenc

- Von Rechts wegen;
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Tatbestand—:

'Der 1914 geborene Kläger war—bis zu seiner Ein—

berufung zum Kriegsdienst in der elterliChen Landwirtschaft

tätig, ohne Beiträge zur Rentenversicherung zu entrichten„

Vom 30() Oktober 1955 bis zum 50° September 1937 hatte er ak—

' tiven Wehrdienst geleistet; am 25° August 1959 wurde er zum

Kriegsdiensteinberufen.Am1. August1942erlitt er eine
Granatsplitterverletzung des rechten Stirnbeines und des

rechten Ellenbogens und wurde deshalb nach langer Behandlung

am 290 August 1944 aus dem Wehrdienst entlassen° Er erhält

seit dem 1. Oktober 1950 eine Kriegsbeschädigtenrente nach

‚dem Bundesversorgungsgesetz (BVG) wegen einer Minderung der

Erwerbsfähigkeit (Mde„)von 100v„H„, währendbis dahin eine
MdE‚ von 80 V„H„ anerkannt waro '

In der Zeit vom 24° Mai 1946 bis zum 21„ August 1952_wer der

Kläger bei je; Badischen Anilir» und Sciefabrik in Ludwigs—

hafen als Laborarbéiter beschäftigt; während_dieser Zeit

‘wurden für ihn Beiträge zur_Rentenversicherung der Arbeiter

entrichteto

‚Am 50 September 1952 beantragte der Kläger die Invalidenrente;

die Beklagte lehnte diesen Antrag durch Bescheid vom 10 Juli

.1953 ab, weil die Wartezeit nicht erfüllt sei; sie nahman,
-dsß Invalidität bereits seit dem 1‚'Februsr 1951 bestehe und

beanstandete die nac■ diesem Zeitpunkt entrichteten Beiträge

als rechtsunwirksem; rechtswirksam seien demnach nur 57 Mo—

nat3beiträge geleisteto

Gegen diesen Bescheid legte der]Kitger Berufung ein, die mit
dem 1. Januar 1954 als Klage auf das Sozialgericht (SGO)

Speyer überging; das SG. wies durch Urteil vom 14‚ Oktober

'1955 die Klage ab, da es die Auffassung der Beklagten teilte

' Auf die Berufung des Klägers hob das Lendessozialgericht (LSGO)

' —3——.'_
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in Mainz durch Urteil vom 12° Februar 1958 das Urteil des
se„ und den Bescheid der Beklagten auf und verurteilte die
Beklagte, dem Kläger die Rente wegen Erwerbsunfähigkeit

vom 1. Januar 1957 en zu'gewz'ihren° Das LSG„ ging zwar

.gleichfalls davon aus,
daß im Februar 1951 im Gesundheitszu%

stand des Klägers eine Verschlimmerung eingetreten sei, die

seitdem Invalidität und Erwerbsunfähigkeit bedinge, es nahm

jedoch an, daß die Wartezeit erfüllt sei, weil nach 5 1251

Abs° 1 Nr. 1 und Absa 2 der Reiclsversicherungsordnung neu—

(er Fassung EVO n.F.} die Zeiten des militärischen Dien—

\.—

stes als Ersatzzeiten anzurechnen seien„da der Kläger in—

nerhalb von zwei Jahren nach.Beendigung des militärischen

Dienstes eine rentenversicherungspflichtige Beschäftigung

aufgenommen habe. Die Vorschrift sei auch auf Versicherungs—

fälle anzuwenden, die vor dem 1. Januar 1957 eingetreten

seien; dies ergebe sich aus Art. 2 5 8 Abs(, 1 des Arbeiter—

rentenversicherungs—Neuregelungsgesetzes (ArVNG)‚ der @ 1249

EVO n„F. auch auf frühere Versicherungsfälle für'9nwendbar

erkläre; @ 1249 verweise aber auf @ 1250 und dieser wiederum

auf 5 1251 EVO n.F., so daß auch letzte Bestimmung von
Art() 2

5 8 a„a.O„ mittelbar erfaßt seio

‘

Gegen dieses am 11° März 1958 zugeStellte Urteil legte die

Beklagte am 19° März 1958 unter Antragstellung Revision ein

und begründete diese innerhalb der bis zum 14. Juni 1958
verlängerten Revisionsbegründuhgsfrist am 100 Juni 19580 Sie

_
rügt eine Verletzung des Art° 2 @8 ArVNG und ist der An—

‚
sicht, daß 5 1251 EVO n.r„ nicht auf Versicherungsfälle an—

zuwenden sei, die vor dem 1. Januar 1957 eingetreten waren0

Arto 2 @ 5 ArVNG schreibe für derartige Vérsicherungsfälle

grundsätzlich die Anwendung alten Rechts vor; Art‚ 2 5 8

aoagoo erkläre nur 5 1249, nicht jedoch die 55 1250 und

1251 RVGn„F. auf frühere Versicherungsfälle für anwendbar°
Die Wartezeit sei auch nicht etwa bereits.dureh die nach
dem Februar 1951 entrichteten Pflichtbeiträge erfüllt, da

diese Beiträge jedenfalls_deshelb unwirksam seien‚xveil sie

_
...A_
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.
während eines "mißlungenen‚Arbeitsversuches" entrichtet wären()

Die Beklagte beantragt,

‚das Urteil des SG. aufzuheben und—die Berufung des

Klägers zarückzuweiseno‚ ‘

Der Kläger beantragt,

die Revision zurückzuwéiseno

Er ist der Ansicht, dass das angefochtene Urteil richtig sei

und ihm die Rente seit dem 1. Januar 1957 zusteheQ

Entsgheidungsgründe:

I

Die Revision ist form— und fristgerecht eingelegt und begrün—

det &orden; sie ist 5tattkaft, zeil dee ESG. sie im Urteil

zugelassen hat° Die zulä$sige Revision ist jedoch im wesent—

lichen nicht begründet„

II

Nach den Feststellungen des LSG.‚ die nicht angegriffen sind

und die deshalb das äevisionsgericht gemäß 5 165 des Sozial—
gerichtsgesetzes (SGG) binden, ist der Kläger seit dem 1QFe—

bruar 1951 invalide und erwerbsunfähig; das LSG. geht da—

v0n aus, daß er seit diesem Zeitpunkt eine lohnbringende

Tätigkeit nicht mehr verrichten kann. Der Versicherungsfall

ist demnachnach den @@12535 1254 nvo a.F, bereits am 1; Fe—
bruar 1951 eingetreten. Da alle sonstigen Voraussetzungen er—
füllt sind, hängt der Anspruch des Klägers, der jetzt nur

noch für die Zeit vom 1, Jänner 1957 ab geltend gemacht wird,

einzig davon ab, ob er die %artezeit von 60 Monaten erfüllt

'hato Erst wenn feststéht, daß dies nicht der Fall ist, kommt

es darauf an, ob er für die fehlende Zeit Ersatzzeiten gel—
tend machen kann» ’ V ' V V

„. .„5_
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Der Kläger hat insgésemt mehr als 60 Monetsbeiträge entrich—

tet; die Wartezeit ist also erfüllt, wenn diese Beiträge

‚wirksam sind. Die Beklagte hat jedoch nur 57 Honätsbeiträge
_als wirksam anerkannt und die für die Zeit vom 1° Februar

“1951 als zu Unrecht entrichtet beenständet, weil der Kläger
„bereits damals ihvelide

war. Es kommt‘somit darauf an, ob

die beenstendeten Beiträve trotz des bereits eingetretenen

Versicherungsfalles wirksam entrichtet werden konnten„ Die

Wirksamkeit dieser Beiträge richtet sich nach dem Recht9

des in dem Zeitraum galt, für den sie entrichtet wurden (vgl°

BSG° Bd„ 1 S. 52, 54), sie ist else nach dem in den Jahren

1951 und 1952 geltenden Recht zu_beurteilen. Nach 5 1443 EVO
eoE° war damals zwar die Entrichtung freiwilliger Beiträge

näch Eintritt der Invalidität untersagt. Pflichtbeiträge

mußten jedoch auch von einem Invaliden‚ der weiterhin noch

versicherungspflichtige Arbeiten verrichtetc, entrichtet

werden, da 5 1256 RVGaoFo, der bei derartigen Inveliden Ver—
sicherungsfreiheit vor3chrieb‚ jedenfalls in den cthen 1951

b■ C
A

.

52 Q
?

"'3 ound 1952 im gesamten Bundesgebiet außer Kraft geset'

Schon der Art. 4 der Ersten Verordnung zur Vereinfachung des

Leistungs— und Beitragsrechts in der
Sozielversichérung (VVG)

[vom 17. März 1945 hatte jenen @ 1256 RVG äusdrücklich aufge—

hoben„ Art. 4 ist auch in der gesamten Bundesrepublik gel—

tendes Recht geworden. Der 5. Senat hat in Seinem Urteil vom

110 Juni 1956 (BSG. Bd. 3 Sc 161)

19 der VVO spätestens am 7. Segtémber 1949 im gesamten Bun«

entschieden, daß der Artu

desgebiet wirksam geworden ist. Diesem Urteil hat sich u;ao

der erkennende Senat (vgl., Urteil vom 63901956 —4 RJ 111/54 —)
angeschlosseno Die für den Art. 19 maßgebenden Gesichtspunkte

treffen gleichermaßen auch auf den Art. 4 ecanozu° Das er—
klärte rechtspolitieche Ziel der in 5 29 Abs‘ 2 des Gesetzes

über weitere Maßnahmen in der Reichsversicherung aus Anlaß
des Krieges ("Meßnehmengesetzes") vom 150 Januar 1941 (RGB1o

I SO 54) enthaltenen Ermächtigung zu Er°änzungen und Änderun;
gen des Gesetzes war es, möglichst viele Kräfte für den

}

Arbeitseinsatz zu gewinnen° Auch Personen, die bereits inva—
lide waren9 sollten im Rahmen ihrer körperlichen Möglichkei—

' ,

‘-„ ;
„“v’ ";».f

_ : .
.*'„>“-F. '_6„

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


ten eingesetzt werden. Das ergibt sich deutlich aus 5 21 des
Meßmehméhgesetzes, wonach eine wegen Invalidität oder Berufs—

’unfähigkeit gewährte Rente nicht mit der Begründung entiogenl

_
_werden durfte, daß der Berechtigte Während des Krieges erneut

eine Tätigkeit ausübte° Es sollten also PersOnen, bei denen "

‘der—Versicherungsfell bereits eingetreten war, für den Ar—

beitseinsatz gewonnen werden, ohne daß ihnen dadurch Nachteile

entstanden. Dieses Ziel verfolgt euch_Art° 4 VVG, indem
er

den 5 1256 RVG aoF. aufhebt_und damit auch diejenigen für

versicherungspflichtig erklärt, die eine nach @ 1226 RVO ver—
sicherungspflichtige Beschäftigung ausüben, selbst wenn sie

invelide sind, In.der Begründung Zu dem Entwurf dieser VO
Iheißt

es:
"Invelide Personen, die bisher nach @ 1236 EVO ver—

sicherungsirei
waren, sind künftig auch rentenversicherungs—

‘ pflichtig; Es handelt sich hierbei um Personen, die zwar in—

velide sind, aber die Wärtezeit nochnicht erfüllt habenund
deshalb keine Rente beziehen. Diese Personen, die bisher schon
krankenversicherungspflichtig

waren, werden durch die Einbe—

ziehungin die RentenversiCherungspflicht in die Lage Versetzt‚

sich durch nachträgliche Erfüllung der Wartezeit doch noch

eine Invelidenrente zu
erdienen° Die neue Vorschrift wird

damit auch erbeitseinsatzmäßig günstige Auswirkungen habeno"

Darausergibt sich, daßArt„ 5 vvo ebensowie—@21 des Meß—
nehmengesetzee das Ziel verfolgt, auch solche Personen für

den Arbeitseinsetz zu gewinnen, bei denen der Versicherungs—
Ifell bereits eingetreten

were Art° 4 hält sich-also im Rahmen

_des ermächtigenden Gesetzeso

Da im übrigen das Inkrafttreten des @_4 VVG ebenso zu beur—
_

teilen‘ist wie das Inkrafttreten des Art. 19, ist mit den vor-

_genennten Urteilen davon auszugehen, daß der 5 1236 EVO e.Fo
jedenfalls spätestens am 17. September 1949 im gesamten Bun—

deSgebiet außer Kraft getreten ist. Danach konnten die“?üh"den

Kläger trotz seiner Invalidität nach dem 1. Februar geleisteten
Beiträge grundsätzlich ordnungsmäßig auf Grund einer Versiche—

rungepflioht entrichtet werdena '

. _7_
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III

Die Vc‘eussetzung für die‘Wirksamkeit dieser Beiträge ist_jes

doch weiter, daß nach 5 1226 RVO in der damals geltenden Pas—'

sung Yersicherungspflicht bestand. Nach 5 1226 RVO sowohl in

seiner ursprünglichen Fassung als auch in der Fassung des
Art„ 3 der VVG war Voraussetzung, daß der Arbeiter gegen Ent—

gelt beschäftigt waro Grundsätzlich dauert ein durch Arbeits—

sntritt wirksam gewordenes Beschäftigungsverhältnis auch in

lden Zeiten fort, in denen tatsächlich keine Beschäftigung

'stattfindeto Wie @ 1267 RVG a.F„ in seiner Ge€enüberstellung'

von Abs, 1 Nr° 4 und Abs° 5 deutlich zeigt, stellte auch der

Gesetzgeber bei Unfähigkeit des Versicherten zur Berufsaus—

übung dessen Béitragspflicht allein auf das FortbeStehen des

Beschäftigungsverhältnisses ab" In seiner Entscheidung vom-

160 Januar 1920 (EuM„ Bd„ 12 s„ gay-95) hat das Reichever—
sicherungsamt (RVAO) mit Recht selbst für die Krenkenversiche—

;unc die Ansicht vertreten, daß ein völlig Arbeitéunfähiger

zwar kein versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis

begründen könne, daß aber andererseits ein bereits begrühdetes

Beschäftieungsverhältnis trotz völliger Arbeitsunfähiga

keit fortbeséehe, solange es nicht tatsächlich gelöst sei

(vgi„ auch AN„ 1924 3° 84,85)4«

Die für die @gärändgng eines versicherungspflichtigen Ver—
'hältnis3es, insbesondere in der Krankenversicherung, vom

RVA„ entwickelten Grundsätze—über den "mißglückten Arbeits—

versuch" (vgl; EuMoBd‚ 29 5° 37; AN„1945s„ 21) betreffen
demgegenüber einen ganz anderen Sechyerhalt„ Es ist verständ—

lich, daß ein bereits erbeitsunfähiger Arbeitnehmer nieht

schon allein durch den formalen Dienstantritt ohne jede

Arbeits— oder Beitragsleistung neue bzw° weitere Ansprüche

aus der KrenkenverSicherung erwerben soll; diese Grundsätze

sind jedoch auch nach Ansicht des BVA. nicht anzuwenden, wenn
ein versicherungspflichtiges Béschäftigungsverhältnis bereits

bestanden hat und es sich um die Beendigung der Versicherungs—

pflicht handelt° Es kann demnach nicht darauf ankommen„ ob
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der Kläger in der Zeit nach dem 51° Januar 1951 noch in der

Lage war, Arbeiten„von wirtschaftlichem Wert zu verrichten;

jedenfalls sind die während eines Zeitraums, währenddessen

Arbeitgeber und Arbeitnehmer, d.h° der Kläger, des Arbeits—

verhältnis ndch nicht als gelöst ansehen, nach dem 51. ganuar—'

1951 entrichteten Beiträge nicht zu Unrecht geleistet wordeno

Es ergibt sich somit, daß die Beklagte die für die Zeit nach
dem 1° Februar 1951 entrichteten Beiträge des Klägers zu Un—

recht beanstandet hat; sie sind vielmehr wirksam entrichtet

und.dehér auf die Wartezeit anzureohnen, so daß mit der Er—

füllung der Wertäeit auch feststeht‚ daß der Kläger einen

Rentenanspruch hat. Da jedoch nur die Beklagte Revision ein—

gelegt hat, kann ein Rentenanepruch für die Zeit vor dem

10 Januar 1957 dem Kläger nicht zuge3prochen werden° Da es
sich um einen bereits vor dem 1° Januar 1957 eingetretenen'

-Versicherungsfell handelt, war das angefochtene Urteil demnach,
’entépreeh@nd der ständigen Rechtsprechung des.Bundessozialge—

richte nur insoweit zu ändern, als dem Kläger nur eine nach

den Vorschriften des bis zum 51. Dezember 1956 geltenden

Rechts zu berechnende und nach dem ArVNG umzustellende inva—

lidenrente zuzueprechen ware

Die_Kostenentscheidung ergibt sich aus 5 195 SGGQ
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